
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Christian Dürr, Otto Fricke,
Christoph Meyer, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
– Drucksache 19/24935 –

Demografievorsorge Rente und Tragfähigkeit des Rentensystems

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Noch im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2019 sowie in dem Finanz-
plan 2018 bis 2022 hieß es, dass „der Finanzplan ab dem Jahr 2021 eine jährli-
che Zuführung in Höhe von 2 Mrd. Euro an eine [zusätzliche] Rücklage ‚De-
mografievorsorge Rente‘ im Einzelplan des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (BMAS)“ vorsieht; Kabinettsache, Datenblatt-Nummer 
19/08025, S. 9). Allerdings wurde die „Demografievorsorge Rente“ weder im 
Bundeshaushaltsgesetz 2019 noch in den Eckwerten des Regierungsentwurfs 
des Bundeshaushalts 2020 erwähnt. Auch im Regierungsentwurf des Bundes-
haushalts 2021 findet sie sich nicht.

In ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage „Pläne der Bundesregierung zur De-
mografievorsorge Rente“ auf Bundestagsdrucksache 19/11961 schrieb die 
Bundesregierung, dass „die Bildung einer Rücklage „Demografievorsorge 
Rente“ ab dem Jahr 2021 eingeplant“ sei und diese „in den Jahren 2021 bis 
2024 mit 2 Mrd. Euro jährlich befüllt werden; im Jahr 2025 wäre eine Entnah-
me als Einnahme im Bundeshaushalt möglich.“. Weiter schreibt die Bundes-
regierung: „Die Bundesregierung stellt sich damit verstärkt den steigenden 
Herausforderungen durch den demografischen Wandel und sorgt verantwor-
tungsbewusst vor, um trotz eines absehbaren Ausgabenanstiegs einen Haus-
haltsausgleich ohne neue Schulden auch in Zukunft abzusichern.“

In einem Bericht vom 2. September 2020 weist der Bundesrechnungshof laut 
Presseberichten detailliert nach, welche Lasten für den Bundeshaushalt allein 
aus dem Rentensystem in den nächsten Jahren erwachsen. In der 18. und 19. 
Wahlperiode hat der Deutsche Bundestag eine Reihe von Rentengesetzen be-
schlossen, die zu immer weiteren, ganz überwiegend steuerfinanzierten Mehr-
ausgaben der gesetzlichen Rentenversicherung führen. Waren es 2014 erst 
4,1 Mrd. Euro, so werden sich die Mehrausgaben ab 2025 schon auf 23,7 Mrd. 
Euro jährlich belaufen. Darin sind die demografiebedingt steigenden Renten-
zahlungen noch nicht enthalten, sondern es handelt sich allein um die Kosten 
der Leistungsausweitungen bei der Rente seit 2014. Insgesamt summieren sich 
laut Bundesrechnungshof die Mehrausgaben durch die Leistungsausweitungen 
seit dem Jahr 2014 bis 2025 auf 177,2 Mrd. Euro. Den größten Anteil daran 
haben die sog. Mütterrente I und II, aber auch die sog. Rente mit 63 und die 
erst am 2. Juli 2020 vom Deutschen Bundestag beschlossene Grundrente 
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schlagen mit hohen Milliardensummen zu Buche, die den Bundeshaushalt und 
den Steuerzahler belasten werden. Der Bundesrechnungshof weist ausdrück-
lich darauf hin, dass aufgrund der Regelung der sog. doppelten Haltelinie – 
Aussetzung des Nachhaltigkeitsfaktors bei der Rentenanpassung und Begren-
zung des Beitragssatzes bis 2025 auf höchstens 20 Prozent – die Mehrausga-
ben ab Erreichen dieser Schwellen allein den Steuerzahler belasten werden.

Langfristig sind die negativen Folgen der Leistungsausweitungen bei der Ren-
te indes noch viel gravierender. Dies zeigen Berechnungen der sog. Generatio-
nenbilanz durch den Freiburger Finanzwissenschaftler Prof. Dr. Bernd Raffel-
hüschen und dessen Mitarbeiter. Demnach ist langfristig mit folgenden Aus-
wirkungen der Rentengesetze der vergangenen Jahre auf die fiskalische Nach-
haltigkeitslücke zu rechnen:

Rentenpaket 2014: langfristige Kosten von v. a. Mütterrente, Rente mit 63 und 
erweiterter Erwerbsminderungsrente von 10,7 Prozent des BIP bzw. 285 Mrd. 
Euro.

Allein die sog. Rente mit 63 hat die Nachhaltigkeitslücke um 4,6 Prozent des 
BIP bzw. 156,5 Mrd. Euro erhöht.

Auch die sog. doppelte Haltelinie verstößt klar gegen das Prinzip fiskalischer 
Nachhaltigkeit. Dies wird klar, wenn man sich vorstellt, diese Regel würde 
unbefristet fortgeführt: Dann entstünde eine zusätzliche Nachhaltigkeitslücke 
von 173,6 Prozent des BIP oder gut 5 Bio. Euro – eine Zahl, die verdeutlicht, 
dass die Rentenpolitik der vergangenen Jahre nur noch ein halbes Jahrzehnt in 
die Zukunft zu schauen wagt.

Die am 2. Juli 2020 beschlossene Grundrente wird langfristig 149,3 Mrd. Euro 
kosten.

Der Zuschuss aus dem Bundeshaushalt zur Rentenversicherung wird im Jahr 
2021 gemäß Haushaltsentwurf mittlerweile 106,1 Mrd. Euro betragen und 
nach Ansicht der Fragesteller mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
in den nächsten Jahren immer weiter ansteigen. Die Finanzierung der Renten-
versicherung ist damit eine elementare Aufgabe der deutschen Politik. Mit der 
„Demografievorsorge Rente“ wollte die Bundesregierung ursprünglich diesen 
Anstieg ausgleichen.

 1. Befindet sich im Regierungsentwurf des Bundeshaushalts 2021 eine 
Rücklage „Demografievorsorge Rente“?

a) Falls ja, in welcher Höhe?

b) Falls nein, weshalb ist dieser Posten entgegen der Ankündigung im 
Regierungsentwurf für den Bundeshaushalt 2019 im Regierungsent-
wurf für den Bundeshaushalt 2021 nicht vorgesehen?

Nach aktueller Finanzplanung wird auf Zuführungen an die Demografievorsor-
ge Rente verzichtet. Dies trägt dazu bei, den Bundeshaushalt angesichts der 
massiven, nicht vorhersehbarer Belastungen durch die Pandemiebekämpfung 
zu stärken.

 2. Inwiefern verwendet die Bundesregierung die ursprünglich für die „De-
mografievorsorge Rente“ vorgesehenen Mittel in Höhe von 2 Mrd. Euro 
im Bundeshaushalt 2021 und in den darauffolgenden Jahren?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.
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 3. Welchen Zweck hatte die ursprünglich vorgesehene „Demografievorsor-
ge Rente“?

Wenn bis zum Jahr 2025 mit einem Beitragssatz in der allgemeinen Rentenver-
sicherung von 20 Prozent die Mittel der Nachhaltigkeitsrücklage am Ende des 
Kalenderjahres, für das der Beitragssatz zu bestimmen ist, die Mindestrücklage 
unter Berücksichtigung der Sonderzahlungen des Bundes in den Jahren 2022 
bis 2025 (§ 287a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch – SGB VI) voraus-
sichtlich unterschreiten, ist nach § 287 Abs. 2 SGB VI der zusätzliche Bundes-
zuschuss für das betreffende Jahr so zu erhöhen, dass die Mittel der Nachhaltig-
keitsrücklage die Mindestrücklage voraussichtlich erreichen. Hierfür sollte mit 
der Demografievorsorge Rente Vorsorge im Bundeshaushalt getroffen werden.
Die Beitragssatzgarantie gilt uneingeschränkt. Der Beitragssatz zur allgemeinen 
Rentenversicherung wird bis zum Jahr 2025 einen Wert von 20 Prozent nicht 
übersteigen. Zeigt sich, dass die Beitragssatzgarantie greift, stellt der Bund ziel-
genau Mittel in erforderlicher Höhe bereit. Im Übrigen wird auf die Antwort zu 
Frage Nr. 5 verwiesen.

 4. Wird die „Demografievorsorge Rente“ im Bundeshaushalt 2021 durch ei-
nen anderen, aber zu selbigem Ziel bestimmten Posten ersetzt?

Die Zuführungen an die Demografievorsorge Rente werden im Bundeshaushalt 
2021 nicht durch einen anderen, aber zu selbigem Ziel bestimmten Posten er-
setzt. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage Nr. 1 verwiesen.

 5. Inwiefern hat sich die Einschätzung der Bundesregierung zur mittel- und 
langfristigen Finanzierung des deutschen Rentensystems so verändert, 
dass keine zusätzlichen Mittel nach dem jetzigen System ab 2025 not-
wendig werden?

Die Beitragssatzobergrenze nach § 287 Abs. 2 SGB VI wird gemäß der mittle-
ren Variante des Rentenversicherungsberichts 2020 der Bundesregierung bis 
zum Jahr 2025 eingehalten, ohne dass die Beitragssatzgarantie greift. Im Übri-
gen wird auf die Antwort zu Frage Nr. 3 verwiesen.

 6. Wie will die Bundesregierung die vereinbarte Beitragsgarantie im Jahr 
2025 einhalten, wenn sie keine Rücklage „Demografievorsorge Rente“ 
anlegt und befüllt?

Es wird auf die Antwort zu Frage 3 verwiesen.

 7. Wird der Bundeszuschuss in die Rentenversicherung 2025 aufgrund der 
Tatsache ansteigen, dass die Bundesregierung ab 2021 keine Rücklage 
„Demografievorsorge Rente“ anlegt, und wenn ja, in welcher Höhe?

Die Bundeszuschüsse zur gesetzlichen Rentenversicherung werden nicht höher 
ausfallen, weil die Bundesregierung auf Zuführungen an die Rücklage Demo-
grafievorsorge Rente verzichtet.
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 8. Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, das Rentensystem inso-
fern zu reformieren, dass der Zuschuss zur Rentenversicherung aus dem 
Bundeshaushalt nicht stetig steigt?

a) Falls ja, mit welchen Reformen?

b) Falls nein, sieht die Bundesregierung einen Anlass, diesen stetigen 
Anstieg zu reduzieren?

Die Entwicklung der Bundeszuschüsse folgt genauen gesetzlichen Vorgaben, 
die insbesondere die Lohnentwicklung und die Beitragssatzentwicklung in der 
gesetzlichen Rentenversicherung berücksichtigen. Der Anteil der Steuerfinan-
zierung an den Rentenausgaben hat sich in den vergangenen Jahren kaum ver-
ändert. Im Übrigen dienen die Mittel des Bundes auch der Finanzierung solcher 
Ausgaben, die der gesetzlichen Rentenversicherung als gesamtgesellschaftliche 
Aufgaben auferlegt worden sind.

 9. Sieht die Bundesregierung das Risiko, den Zuschuss zur Rentenversiche-
rung bereits kurzfristig über zusätzliche Schulden finanzieren zu müs-
sen?

Gemäß § 8 Bundeshaushaltsordnung gilt im Bundeshaushalt der Grundsatz der 
Gesamtdeckung. Einzelne Ausgaben einzelnen Einnahmen zuzuordnen, ist 
nicht möglich.

10. Wie sieht die Bundesregierung, dass sie für 2021 keine Rücklage „De-
mografievorsorge Rente“ anlegt und befüllt, nachdem sie auf Bundes-
tagsdrucksache 19/11961 die Bildung einer Rücklage „Demografievor-
sorge Rente“ ab dem Jahr 2021 als verantwortungsbewusste Vorsorge be-
wertet hatte, um trotz eines absehbaren Ausgabenanstiegs einen Haus-
haltsausgleich ohne neue Schulden auch in Zukunft abzusichern?

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.
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